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Ihre Anfrage RA-189/2026 - Eilentscheidung E-001/2026 – Rechtmäßigkeit der 
Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen sowie Voraussetzungen des § 52 
Abs. 4 SächsGemO
 
 
Sehr geehrter Herr Köhler,
 
auch wenn Ihre Anfrage in Teilen auf Wertungen und Einschätzungen abzielt bzw. Mutmaßungen 
zum Verwaltungshandeln enthält, möchte ich diese beantworten.
 
1. Welche konkreten Tatsachen begründeten nach Auffassung der Verwaltung die 
Voraussetzungen des § 52 Abs. 4 SächsGemO, wonach die Angelegenheit so dringlich 
gewesen sein muss, dass eine Beschlussfassung des Stadtrates nicht mehr möglich war?
2. Wann erhielt die Stadt Chemnitz erstmals Kenntnis davon, dass für das Projekt 
„Leitstelle 2025“ zusätzliche Verpflichtungsermächtigungen erforderlich werden könnten? 
Bitte den gesamten zeitlichen Ablauf einschließlich sämtlicher Schreiben, Abstimmungen 
und interner Entscheidungen darstellen.
3. Warum wurde der Stadtrat nicht unverzüglich zu einer außerordentlichen Sitzung 
einberufen, obwohl die Finanzierung erhebliche Auswirkungen auf bereits beschlossene 
Investitionsmaßnahmen hatte?
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammenfassend wie folgt beantwortet:
 
Unterlagen zu verbindlichen Preisen lagen am 23.07.2026 der Integrierten Regionalleitstelle 
(IRLS) vor. Deren Bestätigung sollte mit dem Ziel der Verhinderung eines weiteren massiven 
Kostenanstieges, als auch der Gefährdung der Betriebssicherheit der IRLS, aufgrund sich 
verzögernder Liefertermine, bis zum 30.07.2026 ggü. dem Staatsministerium des Inneren (SMI) 
erfolgen.
 
Nach Zugang bedurfte es der fachlichen und inhaltlichen Bewertung der umfangreichen 
Unterlagen, als auch Rückfragen zu Inhalten des Change Request, die die Bietergemeinschaft 
unbeantwortet gelassen hatte. Daraus ergaben sich Abstimmungsbedarfe sowohl mit den anderen
vier sächsischen Integrierten Regionalleitstellen, als auch mit dem Sächsischen Innenministerium 
und darauf aufbauend mit dem Bieterkonsortium über mehrere Tage. 
 
Im Ergebnis der Verhandlungen auf Landesebene entstand am 27.07.2026 eine gemeinsame 
Formulierung zur Annahme des Angebotes für die Serverhardwarebeschaffung, unter 
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grundsätzlicher Zurückweisung des ganzheitlichen Change Request durch die fünf sächsischen 
Integrierten Regionalleitstellen (IRLS). Ferner wurde das SMI hingewiesen, im Hinblick der 
extremen Kostensteigerungen die Übernahme von landesweiten Posten des Preisblattes zu 
prüfen, um die Träger der Leitstellen und somit auch die beteiligten Gemeinden und Landkreise zu
entlasten.
 
Mit Zugang der verbindlichen Unterlagen ab 23.07.2026 erfolgten parallel zu den Verhandlungen 
mit dem SMI und den anderen IRLS intern auf verschiedenen Ebenen die Prüfungen von 
möglichen Finanzierungsquellen. Hierfür wurden Möglichkeiten von Mittelüberträgen und 
Zurückstellen von anderen operativen Maßnahmen und damit Freisetzen von Haushaltsmitteln 
geprüft. Nach entsprechender Bewertung konnte keine dieser Maßnahmen den benötigten 
Finanzbedarf der Jahre 2027/2028 decken. Darauffolgend wurde der Kontakt 
dezernatsübergreifend gesucht und in mehreren Gesprächen Finanzierungsmöglichkeiten erörtert.
 
Nach Abschluss der Prüfungen durch das Amt 37 bzw. durch die IRLS lag eine versandreife 
Zuarbeit zur Entscheidungsvorlage erst am Dienstag, dem 28.07.2026 vor, die durch die IRLS an 
Dezernat 1 übermittelt wurde.
 
Eine finale Bestätigung des Change Request mit entstandener Zeitschiene setzte eine gesicherte 
Finanzierung voraus, die aufgrund des noch nicht beschlossenen Haushaltes der Stadtverwaltung 
Chemnitz für 2027/2028 für den Bereich der IRLS bzw. im Haushalt der Feuerwehr nicht 
darstellbar war. Die Sicherstellung der Finanzierung für 2027/2028 konnte somit nur durch eine 
Umschichtung von Verpflichtungsermächtigungen aus anderen Bereichen erfolgen.
 
Nach Eingang der Unterlagen am 28.07.2026 im Dezernat 1 und somit Bekanntwerden der 
tatsächlichen finanziellen Bedarfe wurden die grundsätzlich vorhandenen und noch nicht 
gebundenen Verpflichtungsermächtigungen geprüft. Hierzu bedurfte es dezernats- und 
amtsübergreifender Abstimmungen zwischen Dezernat 1, Dezernat 5, Dezernat 6, der GMH sowie
dem Sportamt.
 
Die dabei ermittelten, grundsätzlich in Frage kommenden Verpflichtungsermächtigungen gingen 
daraufhin zur Prüfung an das Kämmereiamt hinsichtlich der Auswirkungen auf den beschlossenen 
Haushalt sowie des Einflusses auf den aktuellen Haushaltsplanungsprozess. 
 
Die Erstellung der erforderlichen Entscheidungsvorlage zur Umschichtung dieser 
Verpflichtungsermächtigungen konnte aufgrund des Umfangs und der Komplexität der zu 
klärenden Fragen erst am Vormittag des 30.07.2026 abgeschlossen werden.
 
Bei der Abwägung zwischen Eilentscheidung und Einberufung aufgrund eines Eilfalls steht dem 
Oberbürgermeister ein gewisser Ermessensspielraum zu. Zwar kann der Stadtrat in Eilfällen form- 
und fristlos nach § 36 Abs. 3 SächsGemO geladen werden, jedoch ist aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit bei einer solchen Ladung zu beachten, dass den Stadtratsmitgliedern sowohl 
die Teilnahme an einer solchen Sitzung als auch eine hinreichende inhaltliche Vorbereitung zur 
Beschlussfassung mit einiger Wahrscheinlichkeit zu ermöglichen ist. Seitens des SMI war die 
Stadt aufgefordert, bis zum Nachmittag des 30.07.2026 eine verbindliche Zusage zur Finanzierung
abzugeben. Bei einer form- und fristlosen Einberufung des Stadtrates innerhalb eines so kurzen 
Zeitraumes (noch dazu in der Sommerpause) war eine gesetzmäßige Beschlussfassung aus 
meiner Sicht nicht sichergestellt.
 
4. Hält die Verwaltung die eingetretene Eilbedürftigkeit für ausschließlich durch äußere 
Umstände verursacht oder räumt sie ein, dass diese zumindest teilweise auf den zeitlichen 
Ablauf der verwaltungsinternen Prüfungen und Abstimmungen zurückzuführen ist?
5. Wie bewertet die Verwaltung den Grundsatz, dass eine Eilentscheidung nach § 52 Abs. 4 
SächsGemO kein Instrument sein darf, um Entscheidungen des Stadtrates zu ersetzen, 
wenn die Eilbedürftigkeit durch organisatorische Abläufe innerhalb der Verwaltung 
entstanden ist?
 
Die Fragen 4 und 5 werden zusammenfassend wie folgt beantwortet:
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Die Eilbedürftigkeit ergab sich aus der unverzichtbaren technischen und finanziellen Prüfung, der 
Abstimmung mit den übrigen Trägern der IRLS, dem SMI und dem Bieterkonsortium sowie der 
äußerst kurz bemessenen Entscheidungsfrist, welche durch das SMI vorgegeben wurde. 
 
Bei der Entscheidung über eine kurzfristige Zusage zu einem komplexen Beschaffungsvorgang im 
Umfang von mehreren Millionen Euro, der sowohl erhebliche finanzielle Auswirkungen für die 
Stadt selbst als auch Auswirkungen auf den Betrieb der IRLS und damit auf die Sicherheit der 
Bevölkerung hat, ist eine nur überschlägige Prüfung durch die Verwaltung weder sachgerecht 
noch angemessen. Vielmehr ist die Verwaltung in einem solchen Fall gehalten, vor der finalen 
Entscheidung eine gewissenhafte und belastbare Abwägung vorzunehmen. Eine solche 
Abwägung ist hier erfolgt.
 
Ziel dieser Abwägung war es nicht, eine Entscheidung des Stadtrates durch unnötiges langes 
Verwaltungshandeln zu behindern – was zweifelsohne unzulässig wäre – sondern die 
erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung wirtschaftlicher Schäden oder einer Beeinträchtigung 
des Betriebs der IRLS ohne weitere Verzögerungen umzusetzen.
 
6. Auf welcher konkreten haushaltsrechtlichen Grundlage wurden ausgerechnet die 
Verpflichtungsermächtigungen der Maßnahmen „Schwimmhalle Am Südring“ und „Terra 
Nova Campus“ als Deckungsquellen ausgewählt?
 
Die Deckungsquellen ergeben sich aus zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht vertraglich gebundenen
Vorhaben, die im Haushaltsplan eingeordnet sind. Dabei sind die notwendigen Umfänge 
naheliegend zunächst in großen Vorhaben zu suchen, welche im laufenden Haushalt nur in einem 
begrenzten Umfang enthalten sind. So sind die Mittel für die „Schwimmhalle am Südring“ noch 
nicht gebunden, sodass diese für eine temporäre Überbrückung als am geeignetsten erachtet 
wurden. Die ursprünglich für diese Maßnahme geplante Verpflichtungsermächtigung wurde durch 
die Eilentscheidung nicht gänzlich untersetzt, sodass während der Zeit der vorläufigen 
Haushaltsführung noch genügend Handlungsspielraum besteht.
 
Die Maßnahme Terra Nova Campus wird im Rahmen der HH-Planung 2027/2028 ff. und unter 
Beachtung der Vorgaben des Förderprogramms aus dem Sachsenfonds neu aufgestellt. Die 
Verpflichtungsermächtigungen des Jahres 2026 wurden in der HH-Planung 2025/2026 ff. unter 
den damaligen Vorzeichen geplant. Mit dem aktuellen Stand des Projektes werden diese 
Verpflichtungsermächtigungen in 2026 nicht benötigt.
 
7. Welche weiteren Deckungsquellen wurden geprüft? Bitte sämtliche geprüften 
Alternativen einschließlich der Gründe für deren Ablehnung benennen.
 
Es wurden wie beschrieben in erster Linie Deckungsquellen für größere Maßnahmen geprüft, für 
deren Inanspruchnahme aufgrund noch nicht vorliegender Fördermittelbescheide, noch nicht 
erfolgter Ausschreibungen bzw. Vergaben oder, im Falle der Maßnahmen aus dem Sachsenfonds,
noch nicht vorliegender Genehmigungen der Landesdirektion Sachsen kein akuter Bedarf bestand.
 
8. Wurde vor Erlass der Eilentscheidung geprüft, ob die Heranziehung dieser 
Verpflichtungsermächtigungen im Widerspruch zu bereits bestehenden 
Stadtratsbeschlüssen steht? Falls ja, mit welchem Ergebnis?
 
Im Zuge der Abwägung wurden Maßnahmen ausgewählt, bei denen das geringste Risiko besteht, 
dass diese nicht oder nicht wie geplant umgesetzt werden können. Da hieraus weder eine 
Nichtdurchführung oder Nichtfinanzierbarkeit entstehen, wird kein Widerspruch zu 
Stadtratsbeschlüssen gesehen.
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9. Welche rechtliche Bindungswirkung misst die Verwaltung den Beschlüssen des 
Stadtrates über die Bereitstellung von Verpflichtungsermächtigungen, insbesondere dem 
Beschluss B-105/2026, bei?
 
Insbesondere die Umsetzung der Maßnahmen aus dem genannten Beschluss hängen davon ab, 
dass die Landesdirektion Sachsen (LDS) die Maßnahmen genehmigt, es zeitnah zu 
Ausschreibungen und Vergaben kommt und die Mittel gebunden werden können. Die 
Maßnahmenliste wurde von der Stadtverwaltung Chemnitz fristwahrend an die LDS übergeben. 
Eine Rückmeldung zur Genehmigung steht noch aus, daher darf die Maßnahme aktuell nicht 
begonnen werden. Die Stadtverwaltung sieht sich an den Beschluss weiterhin gebunden und 
verfolgt das Ziel, die Inhalte umzusetzen.
 
10. Weshalb hält die Verwaltung es für zulässig, Verpflichtungsermächtigungen einer 
Maßnahme erneut als Deckungsquelle heranzuziehen, obwohl der Stadtrat deren 
Finanzierung erst wenige Wochen zuvor beschlossen hat?
 
Die Bindung der Verpflichtungsermächtigung wird dann notwendig, wenn Ausschreibung und 
Vergabe durchgeführt und ein Vertrag geschlossen wurden. Da bis heute keine Genehmigung der 
LDS vorliegt und somit die Mittel noch nicht gebunden werden konnten, verschieben sich die 
tatsächlichen finanziellen Bedarfe bereits jetzt.
 
11. Wie beurteilt die Verwaltung den Umstand, dass durch die Eilentscheidung die vom 
Stadtrat beschlossenen investiven Prioritäten faktisch verändert wurden, ohne dass 
hierüber erneut der Stadtrat entscheiden konnte?
 
Die vom Stadtrat beschlossenen investiven Prioritäten werden durch die Eilentscheidung nicht 
verändert. Sie werden vielmehr im Zuge der Aufstellung des neuen Haushaltsplans berücksichtigt.
 
12. In der Begründung zur Eilentscheidung wird ausgeführt, dass die Schwimmhalle „Am 
Südring“ bereits durch den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages zur 
Förderung ausgewählt wurde. Aus welchem Grund wurde eine bereits ausgewählte 
Bundesfördermaßnahme dennoch als geeignete Deckungsquelle angesehen?
 
Da noch kein rechtsverbindlicher Fördermittelbescheid vorliegt, erscheint eine Bindung der 
vollständigen etwa 6,7 Mio. Euro, insbesondere im Hinblick auf die vorläufige Haushaltsführung im 
Jahr 2027, zum aktuellen Zeitpunkt nicht realistisch. Der verbleibende Teil der 
Verpflichtungsermächtigung lässt aus Sicht der Verwaltung genug Handlungsspielraum für die 
Umsetzung der Maßnahme zu, sobald der Bescheid vorliegt.
 
13. Besteht nach Auffassung der Verwaltung nicht die Gefahr, dass durch die 
vorübergehende Entziehung der Verpflichtungsermächtigungen die weitere Planung, der 
Förderantrag oder die spätere Umsetzung der Maßnahme verzögert oder erschwert werden 
könnten?
 
Diese Frage war unter anderem Gegenstand der verwaltungsinternen Abwägungen, siehe auch 
Antwort zu Frage 12. 
 
14. In der Begründung wird gleichzeitig ausgeführt, dass die Maßnahme wegen der 
vorläufigen Haushaltsführung derzeit ohnehin nicht begonnen werden könne. Weshalb 
rechtfertigt dieser Umstand nach Auffassung der Verwaltung die Verwendung der hierfür 
vorgesehenen Verpflichtungsermächtigungen als allgemeine Deckungsmasse, obwohl der 
Stadtrat die Maßnahme ausdrücklich priorisiert hat?
 
Neubeginne von Maßnahmen sind während der vorläufigen Haushaltsführung ausgeschlossen. 
Bedingt durch die bekannte Haushaltssituation der Stadt Chemnitz ist mit einer schnellen 
Genehmigung des Haushaltes zum aktuellen Zeitpunkt nicht zu rechnen. Unter der Annahme, 
dass die Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde im Jahr 2027 ähnlich viel Zeit in 
Anspruch nehmen wird, wie im Jahr 2025, ist ein Beginn zur Hälfte des Jahres 2027 
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wahrscheinlich. Somit wird nach aktuellem Kenntnisstand die Verpflichtungsermächtigung nicht in 
vollem Maße benötigt.
 
15. Hinsichtlich des Terra Nova Campus wird ausgeführt, dass die 
Verpflichtungsermächtigungen im Zuge der Haushaltsplanung ohnehin angepasst würden. 
Worin besteht der Unterschied zwischen einer künftig durch den Stadtrat zu 
beschließenden Anpassung und der bereits jetzt vorgenommenen Inanspruchnahme dieser
Verpflichtungsermächtigungen durch Eilentscheidung?
 
Siehe Beantwortung Frage 6.
 
16. Welche Verpflichtungsermächtigungen stehen nach der Eilentscheidung für die 
Maßnahmen „Schwimmhalle Am Südring“ und „Terra Nova Campus“ jeweils noch in den 
Haushaltsjahren 2027 und 2028 tatsächlich zur Verfügung?
 
Wie der Vorlage zu entnehmen ist, beträgt der verbleibende Bestand der 
Verpflichtungsermächtigung 2026 mit Fälligkeit 2027 für die Schwimmhalle am Südring 3,3 Mio. 
Euro.
 
Für den Terra Nova Campus stehen aktuell im Jahr 2026 eine Verpflichtungsermächtigung
von 1 Mio. Euro mit Fälligkeit in 2027 und eine Verpflichtungsermächtigung mit Fälligkeit in
2028 in Höhe von 5.615.000 € zur Verfügung.
 
17. Welche Auswirkungen hat die Eilentscheidung auf die Einhaltung der vorgesehenen 
Zeitpläne, Ausschreibungen, Förderanträge und Vergabeverfahren beider Maßnahmen?
 
Die Eilentscheidung hat keine Auswirkungen auf die Einhaltung der vorgesehenen Zeitpläne, 
Ausschreibungen, Förderanträge und Vergabeverfahren.
 
18. Wurde die Landesdirektion Sachsen vor Erlass der Eilentscheidung zur Zulässigkeit der
gewählten Deckungsquellen oder zur Anwendung des § 52 Abs. 4 SächsGemO beteiligt? 
Falls ja, bitte ich darum, das Ergebnis darstellen.
 
Nein, eine Beteiligung der Landesdirektion erfolgte nicht.
 
19. Beabsichtigt die Verwaltung, die Eilentscheidung dem Stadtrat zur nachträglichen 
Beratung oder Billigung vorzulegen? Falls nein, weshalb hält sie dies trotz der erheblichen 
Auswirkungen auf bereits beschlossene Investitionsmaßnahmen nicht für erforderlich?
 
Bei einer Eilentscheidung handelt es sich um eine Entscheidung, die der Oberbürgermeister auf 
Grundlage des § 52 Abs. 4 SächsGemO im Ausnahmefall anstelle des Stadtrates trifft. Die Gründe
für die Eilentscheidung sind dem Stadtrat unverzüglich mitzuteilen. Die Information erfolgte am 
Vormittag des 31.07.2026 an alle Fraktionen und alle Stadtratsmitglieder per Mail, die 
Eilentscheidung mit Begründung war beigefügt. Eine erneute nachträgliche Beschlussfassung oder
Billigung sieht das Gesetz nicht vor. 
 
20. Ist die Verwaltung der Auffassung, dass ein Oberbürgermeister durch eine 
Eilentscheidung Verpflichtungsermächtigungen aus Maßnahmen umwidmen darf, deren 
Finanzierung und Priorisierung der Stadtrat erst kurz zuvor ausdrücklich beschlossen hat, 
ohne dass hierin ein Eingriff in das Budgetrecht des Stadtrates liegt? Falls ja, bitte ich 
darum, dies unter Angabe der entsprechenden Rechtsgrundlagen begründen.
 
Aufgrund der beschriebenen Umstände war die getroffene Eilentscheidung sowohl zulässig als 
auch unter Abwägung der Rechte des Stadtrates angemessen. Sie war insbesondere erforderlich, 
um die Finanzierung von Maßnahmen abzusichern, die für den störungsfreien Betrieb der IRLS 
und damit für den Schutz der Bevölkerung zwingend notwendig sind. Im Übrigen umfasst das Amt 
eines Oberbürgermeisters nicht nur die Verpflichtung zur gewissenhaften Erfüllung der damit 
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verbundenen Pflichten nach der Sächsischen Gemeindeordnung, sondern auch den Schutz der 
Rechte der Stadt und des Wohls ihrer Einwohnerinnen und Einwohner.
 
Freundliche Grüße
 
 
 
Sven Schulze
 
 




